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Der Beitrag schnell gelesen 

Teils mit 1. 9. 2025 und teils mit 1. 1. 2026 traten bzw treten 
die für das Strafrecht relevanten Änderungen des Budgetbe-
gleitgesetzes 2025 in Kraft. Sie betreffen insbesondere den 
Strafvollzug und sollen vorrangig der Entlastung der ange-
spannten Haftsituation in Österreich dienen. Der vorliegende 
Beitrag zeigt die wesentlichen gesetzlichen Neuerungen und 
erläutert diese anhand eines Fallbeispiels. Im Anschluss daran 

findet sich eine Checkliste, welche die Beantragung des elekt-
ronisch überwachten Hausarrests in der Praxis erleichtern und 
Zurückweisungen aufgrund mangelhafter oder unvollständi-
ger Anträge vermeiden soll. 
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A. Einführung 

Infolge des im Juni 2025 beschlossenen Budgetbegleitgesetzes1 

kam es unter anderem auch zu Änderungen des Strafgesetzbuchs 
und des Strafvollzugsgesetzes. Ziel der Novelle ist eine Entlastung 
der angespannten Haftsituation in den österreichischen Justizan-
stalten durch eine Ausweitung des elektronisch überwachten 
Hausarrests (in der Folge „eüH“, umgangssprachlich auch „Fuß-
fessel“ genannt) sowie Maßnahmen zur Forcierung der beding-
ten Haftentlassung.2 Beide Ansätze gehen zurück auf die bereits 
im Februar 2021 veröffentlichten Empfehlungen der Arbeits-
gruppe „Strafvollzugspaket – NEU / Sichere Wege aus der Kri-
minalität“.3 Das von der damaligen Bundesministerin für Justiz 
eingesetzte Gremium wies dabei auf die Notwendigkeit hin, ne-
ben der Schaffung von Haftkapazitäten nach neuesten Sicher-
heitsstandards (weitere) Formen der Haftentlastung anzudenken, 
um sowohl die Justizanstalten als auch die Strafvollzugsbediens-
teten bestmöglich zu entlasten und die Ziele des Straf‐ und Maß-
nahmenvollzugs, insbesondere den Resozialisierungsauftrag, zu 
erreichen.4 

Während Teile der Änderungen im StVG, vor allem die 
Erweiterung des Anwendungsbereichs des eüH, bereits mit 
1. 9. 2025 in Kraft getreten sind, wurde vom Gesetzgeber 
für die Änderungen im Bereich der bedingten Entlassung – 
wohl unter Bedachtnahme auf die geänderte Zusammenset-
zung der Vollzugsgerichte – ein Inkrafttreten mit 1. 1. 2026 
vorgesehen. 

B. Maßnahmen zur Forcierung der bedingten 
Entlassung 

1. Entfall der Generalprävention bei bedingter Entlassung 
Die noch bis 31. 12. 2025 geltende Bestimmung des § 46 Abs 2 
StGB sieht vor, dass ein Verurteilter, der die Hälfte, aber noch 
nicht zwei Drittel einer Freiheitsstrafe verbüßt hat, trotz Vorlie-
gens der Voraussetzungen des § 46 Abs 1 StGB solange nicht be-
dingt zu entlassen ist, als es im Hinblick auf die Schwere der Tat 
ausnahmsweise des weiteren Vollzugs der Strafe bedarf, um der 
Begehung strafbarer Handlungen durch andere entgegenzuwir-
ken. Bei der Prüfung einer bedingten Entlassung nach Verbü-
ßung von der Hälfte bis zu zwei Dritteln der Strafe sind daher 
aktuell neben spezialpräventiven Gesichtspunkten auch noch ge-
neralpräventive Aspekte zu berücksichtigen, wobei letztere aus 
der Schwere der Tat ableitbar sein müssen.5 Dabei werden nicht 
nur der Abschreckungseffekt gegenüber potenziellen Tätern (ne-
gative Generalprävention), sondern vor allem auch der Erhalt 
und die Stärkung des Vertrauens der Bevölkerung in die allge-
meine Normgeltung (positive Generalprävention) herangezo-

1 Budgetbegleitgesetz 2025, BGBl I 2025/25. 
2 ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 3. 
3 Siehe dazu den Abschlussbericht der Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – 

NEU / Sichere Wege aus der Kriminalität“ (2021). 
4 Vgl AB der Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – NEU / Sichere Wege aus der 

Kriminalität“ 10; ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 3. 
5 Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 46 Rz 16 (Stand 15. 1. 2024, rdb. 

at); zum Kriterium der Tatschwere s auch Birklbauer in Hinterhofer, SbgK StGB 
(18. Lfg 2008) § 46 Rz 73. 
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gen.6 Folglich ist es nach derzeitiger Rechtslage (bis zum 
31. 12. 2025) möglich, dass einem Verurteilten bis zur Verbü-
ßung von zwei Dritteln seiner Strafzeit die aus spezialpräventiver 
Sicht durchaus zulässige bedingte Entlassung allein wegen eines 
in der Schwere der Tat gelegenen generalpräventiven Grundes 
versagt wird.7 Ausgenommen davon sind bedingte Entlassungen 
aus lebenslangen Freiheitsstrafen gem § 46 Abs 6 StGB, bei de-
nen generalpräventive Überlegungen aufgrund der fünfzehnjäh-
rigen Mindesthaftdauer bereits seit dem StRÄG 20088 unberück-
sichtigt bleiben.9 

Der Entfall des § 46 Abs 2 StGB mit 1. 1. 2026 hat somit zur 
Folge, dass eine bedingte Entlassung auch ab der Hälfte der ver-
büßten Strafzeit nur noch aus spezialpräventiven, aber nicht 
mehr aus generalpräventiven Gründen verweigert werden darf. 
Durch diese Maßnahme soll der Strafvollzug entlastet und 
gleichzeitig die Wiedereingliederung Strafgefangener in die Ge-
sellschaft verbessert werden.10 Statistisch untermauert wird das 
gesetzgeberische Tätigwerden mit der niedrigeren Wiederverur-
teilungsquote bei bedingten Entlassungen, die insbesondere auf 
die rückfallsverhindernde Wirkung des (längeren) Beobach-
tungszeitraums durch die auferlegte Probezeit zurückzuführen 
ist.11 Darüber hinaus betont der Gesetzgeber, dass der Gedanke 
der Generalprävention bereits bei der gesetzlichen Festlegung der 
Strafdrohung einerseits und im Rahmen der gerichtlichen Straf-
zumessung andererseits Berücksichtigung findet. Eine weitere 
Bezugnahme darauf im Zusammenhang mit der Entscheidung 
über eine bedingte Entlassung erscheine daher nicht notwendig. 
Im Vordergrund stünden vielmehr die Resozialisierung sowie 
das individuelle Verhalten der Verurteilten.12 

2. Senatsentscheidungen über die bedingte Entlassung 
Während bislang das zuständige Vollzugsgericht durch einen 
Einzelrichter über die bedingte Entlassung zu entscheiden hat 
(§ 16 Abs 1 iVm Abs 2 Z 12 StVG), wird mit 1. 1. 2026 in 
§ 18 c Abs 1 StVG eine Senatsentscheidung für Verfahren nach 
§ 16 Abs 2 Z 12 StVG vorgesehen, sofern die Strafzeit mehr als 
drei Jahre beträgt oder eine lebenslange Freiheitsstrafe verhängt 
wurde. Anstatt der bloßen Möglichkeit der Anhörung gem 
§ 152 a Abs 2 StVG werden somit künftig Personen, die tagtäg-
lich mit Strafgefangenen arbeiten und über langjährige Erfah-
rung in diesem Bereich verfügen, unmittelbar in die Entschei-
dung über die bedingte Entlassung eingebunden.13 

Der in Zukunft nach § 18 c Abs 1 StVG zuständige Dreierse-
nat setzt sich aus einem vorsitzenden Berufsrichter und zwei 
fachkundigen Laienrichtern zusammen. § 18 c Abs 2 StVG sieht 
parallel dazu eine eigene Regelung zur Ausgeschlossenheit vor, 
um eine mögliche Befangenheit der Entscheidungsträger weitge-
hend zu vermeiden.14 Liegt hinsichtlich eines Laienrichters einer 
der in Z 1 leg cit angeführten Umstände vor, ist dieser von der 
Entscheidung im Verfahren ausgeschlossen. Zusätzlich findet 
sich in Z 2 leg cit eine – an § 18 Abs 3 Z 2 StVG angelehnte – 
Generalklausel, die zur Anwendung gelangt, wenn andere Grün-
de vorliegen, die geeignet sind, die volle Unbefangenheit eines 
Senatsmitglieds in Zweifel zu ziehen. Der Ablauf des Verfahrens 
bei Entscheidungen über bedingte Entlassungen durch den Senat 
wird in § 18 c Abs 3 bis 6 StVG geregelt. Lediglich im Fall der 
Zurückweisung eines Antrags aufgrund noch nicht erfolgter Ver-
büßung der Hälfte der Strafzeit (§ 46 Abs 1 StGB) oder fehlender 
Legitimation (§ 152 Abs 1 StVG) hat gem § 18 c Abs 7 StVG der 
Vorsitzende im Sinne der Verfahrensökonomie selbst mit Be-
schluss zu entscheiden. 

§ 18 d StVG beinhaltet schließlich noch spezifische Regelun-
gen hinsichtlich der Laienrichter. Sie sind in der Ausübung ihres 
Amts unabhängig, und ihnen kommen die mit dem Richteramt 
verbundenen Befugnisse in vollem Umfang zu. Für die Position 
als Laienrichter kommen zum einen Bundesbedienstete aus dem 
Kreis der Justizanstaltsleiter, deren Stellvertreter oder sonstige 
erfahrene Strafvollzugsbedienstete und zum anderen im Ge-
schäftsfeld der Bewährungshilfe (Verein NEUSTART) erfahrene 
und hauptamtlich tätige Personen in Betracht. Für sie gelten wei-
testgehend jene Regelungen, die bereits für die fachkundigen 
Laienrichter der Vollzugssenate nach den §§ 18 a und 18 b StVG 
vorgesehen sind (etwa hinsichtlich der Bestellung, Angelobung 
etc).15 

3. Entlassungsvollzug und Vorbereitung auf die 
bedingte Entlassung 
Um die Anzahl aussichtsloser Anträge auf bedingte Entlassung 
zu reduzieren und die Entlassungsvorbereitungen in Austausch 
mit den Vollzugsgerichten zu optimieren, wird in einem neu ein-
geführten § 144 Abs 3 StVG vorgesehen, dass die Vollzugsbehör-
de erster Instanz, die Staatsanwaltschaft und das Vollzugsgericht 
im Einzelfall die zur Vorbereitung einer Entscheidung nach den 
§§ 144 und 145 StVG oder einer bedingten Entlassung notwen-
digen Informationen zeitgerecht austauschen sollen. Zu diesem 
Zweck hat zumindest vierteljährlich ein gemeinsamer Austausch 
(„Runder Tisch“) stattzufinden, sofern eine der beteiligten Justiz-
behörden dies für erforderlich hält.16 

Zudem legt § 144 Abs 4 StVG künftig fest, dass vor Beginn des 
Entlassungsvollzugs – dessen maximaler Zeitraum auf bis zu 
24 Monate ausgedehnt wird (§ 145 Abs 1 StVG) – amtswegig sei-
tens der Justizanstalt zu prüfen ist, ob der Strafgefangene die 
Reststrafe im eüH verbüßen kann. Sofern die Voraussetzungen 
des § 156 c Abs 1 und 1 a StVG vorliegen, ist der Strafgefangene 
darüber zu informieren und gegebenenfalls zur Antragstellung 
anzuleiten. Diese Maßnahme soll dem in der Praxis auftretenden 
Problem Rechnung tragen, dass ein Teil der Insassen zwar die 
Voraussetzungen des § 156 c StVG erfüllt, jedoch nicht zur An-
tragstellung motiviert werden kann oder auch aufgrund von In-
formations- bzw Wissensmängeln (insbesondere hinsichtlich der 
Kosten) von einer Antragstellung absieht.17 

6 Eingehend dazu Birklbauer in Hinterhofer, SbgK StGB § 46 Rz 64 ff, der bereits 
vor den Änderungen durch das Budgetbegleitgesetz 2025 die Wirkungen der 
Generalprävention bezweifelte und für deren Berücksichtigung bei der be-
dingten Entlassung keinen Raum sah. 

7 ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 20; Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 46 
Rz 16. 

8 Strafrechtsänderungsgesetz 2008, BGBl I 2007/109. 
9 Tipold in Leukauf/Steininger, StGB4 § 46 Rz 13 (Stand 1. 10. 2016, rdb.at); 

Birklbauer in Hinterhofer, SbgK StGB § 46 Rz 74. 
10 Vgl ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 20. 
11 Siehe dazu die Ausführungen im AB der Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – 

NEU / Sichere Wege aus der Kriminalität“ 14 ff. 
12 ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 20. 
13 ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 21. 
14 Vgl ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 21. 
15 Siehe zu den vereinzelten Unterschieden ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 22. 
16 Vgl ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 24 und AB der Arbeitsgruppe „Strafvollzugs-

paket – NEU / Sichere Wege aus der Kriminalität“ 29. 
17 Siehe AB der Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – NEU / Sichere Wege aus 

der Kriminalität“ 30 f, 32. 
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C. Ausweitung des elektronisch überwachten 
Hausarrests 

1. Allgemeines zum elektronisch überwachten Hausarrest 
Eine wesentliche Maßnahme des Gesetzgebers zur Entlastung 
der Justizanstalten und Stärkung der Resozialisierung von Straf-
gefangenen bildet die Ausweitung des Anwendungsbereichs des 
mit 1. 9. 2010 eingeführten elektronisch überwachten Hausar-
rests.18 Bei diesem handelt es sich um eine besondere Form des 
Vollzugs der Straf- oder Untersuchungshaft, nicht jedoch um ei-
ne Alternative oder ein gelinderes Mittel zu dieser.19 Der Vollzug 
im eüH ist verknüpft mit dem Nachgehen einer Beschäftigung 
und schafft daher einen strukturierten Tagesablauf, der die sozia-
le Wiedereingliederung unterstützt bzw bestehende soziale An-
bindungen aufrecht hält.20 Gem § 156 b Abs 1 StVG hat sich der 
Strafgefangene in seiner Unterkunft aufzuhalten, einer geeigne-
ten Beschäftigung (insbesondere einer Erwerbstätigkeit, einer 
Ausbildung, der Kinderbetreuung, gemeinnütziger Arbeit oder 
einer vergleichbaren der Wiedereingliederung dienenden Tätig-
keit) nachzugehen und sich angemessenen Bedingungen, die ei-
ne den Zwecken des Strafvollzugs dienende Lebensführung au-
ßerhalb der Anstalt sicherstellen sollen, zu unterwerfen. Ihm ist 
es dabei grundsätzlich untersagt, die Unterkunft zu verlassen. 
Ausnahmen davon bilden lediglich die Ausübung seiner Beschäf-
tigung, die Beschaffung des notwendigen Lebensbedarfs, die In-
anspruchnahme notwendiger medizinischer Hilfe oder sonstige 
in den Bedingungen genannte Gründe. 

Hinsichtlich der Antragstellung wird im Schrifttum wie auch 
in der Praxis unterschieden, ob diese vor Strafantritt erfolgt und 
der Vollzug in der Justizanstalt somit zur Gänze ersetzt werden 
soll (sog „Frontdoor-Variante“) oder ob der eüH nach Strafantritt 
bei schon teilweiser Verbüßung der Freiheitsstrafe beantragt wird 
(sog „Backdoor-Variante“).21 Gem § 3 Abs 2 StVG ist ein Verur-
teilter nunmehr bereits in der Strafantrittsaufforderung darüber 
zu informieren, dass er bei Erfüllung der in § 156 c Abs 1 StVG 
genannten Voraussetzungen einen Antrag auf Verbüßung der 
Strafe im eüH bei der zuständigen Justizanstalt einbringen kann. 

Zur Durchführung des eüH wird der inhaftierten Person ein 
Sender mittels Kunststoffbands am Fußgelenk („elektronische 
Fußfessel“) angelegt und in ihrer Unterkunft eine elektronische 
Überwachungsstation eingerichtet (§ 2 Abs 1 HausarrestV).22 Je 
nach Anordnung kann auch eine regelmäßige ferngesteuerte 
Atemluftkontrolle durchgeführt werden. Verlässt die Person ihre 
Unterkunft, wird automatisch eine Meldung oder ein Alarm an 
die Überwachungszentrale gesendet. Gleichzeitig werden der 
Zentrale mittels GPS die Standortdaten in Echtzeit übermittelt, 
solange sich die Person außerhalb der Wohnstätte bewegt.23 Da-
rüber hinaus muss die überwachte Person jederzeit telefonisch 
erreichbar sein (vgl § 3 Z 10 HausarrestV). 

Bis zum 31. 12. 2023 hatten insgesamt bereits 10.102 Perso-
nen zumindest Teile ihrer Haftstrafe im eüH verbüßt (in Summe 
rund 1.407.000 Hafttage).24 Zum Stichtag 1. 1. 2024 wurden ins-
gesamt 297 Personen im eüH angehalten, davon aber nur drei in 
Untersuchungshaft.25 

2. Erweiterter Anwendungsbereich 
Aufgrund des neu formulierten § 156 c Abs 1 Z 1 StVG kann die 
Vollzugsform des eüH seit 1. 9. 2025 auch in jenen Fällen bewil-
ligt werden, in denen die (noch) zu verbüßende Strafzeit – statt 
bisher 12 Monate – 24 Monate nicht übersteigt oder unter Be-
rücksichtigung des Zeitpunkts einer möglichen bedingten Ent-
lassung voraussichtlich nicht übersteigen wird. Ausgenommen 

davon sind Verurteilungen wegen schwerer Gewalt- oder Sexual-
delikte sowie terroristischer Straftaten. Eine Antragstellung ist in 
diesen Fällen weiterhin nur bei einer zu verbüßenden (Rest-) 
Strafzeit von maximal 12 Monaten möglich. Außerdem kommt 
bei Verurteilungen wegen bestimmter strafbarer Handlungen 
gem § 156 c Abs 1 a StVG ein Vollzug in Form des eüH erst ab 
dem Erreichen der Hälfte der zeitlichen Freiheitsstrafe (§ 46 
Abs 1 StGB) in Betracht, weshalb ein „Frontdoor-Antrag“ in die-
sen Fällen ausgeschlossen ist. 

Im Ergebnis – und mit Ausnahme der in § 156 c Abs 1 Z 1 
und Abs 1 a StVG genannten Fälle – kann somit nach neuer 
Rechtslage eine Person, die zu einer unbedingten Freiheitsstrafe 
von bis zu 24 Monaten verurteilt wurde, noch vor Strafantritt 
einen „Frontdoor-Antrag“ stellen. Einem Insassen der Justizan-
stalt, der in 24 Monaten zu entlassen ist oder bei dem in 24 Mo-
naten eine bedingte Entlassung mit hoher Wahrscheinlichkeit26 

anzunehmen ist, kann nach erfolgtem „Backdoor-Antrag“ ein 
Vollzug im eüH ab diesem Stichtag27 gewährt werden. 

Nicht außer Acht gelassen werden darf jedoch die Bestim-
mung des § 266 StPO, wonach das Gericht im Strafurteil ausspre-
chen kann, dass eine Anhaltung im eüH für einen bestimmten, 
längstens für den in § 46 Abs 1 StGB genannten Zeitraum nicht 
in Betracht kommt, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen anzu-
nehmen ist, dass eine solche Anhaltung nicht genügen werde, um 
den Verurteilten von weiteren strafbaren Handlungen abzuhal-
ten, oder es ausnahmsweise der Vollstreckung der Strafe in der 
Anstalt bedarf, um der Begehung strafbarer Handlungen durch 
andere entgegenzuwirken. Insofern können auch generalpräven-
tive Gründe einem Vollzug im eüH zumindest bis zur Hälfte der 
verbüßten Strafzeit entgegenstehen. Es bleibt abzuwarten, ob die 
Gerichte anlässlich der Ausweitung der Vollzugform des eüH 
vermehrt von diesem Strafausspruch Gebrauch machen wer-
den.28 

3. Lockerungen hinsichtlich des Aufenthalts im Freien 
Im Zuge des Vorschlags zur Ausweitung des eüH wurden von der 
Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – NEU / Sichere Wege aus der 

18 Vgl ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 3, 28. 
19 So die stRsp des OGH, s RIS-Justiz RS0126401; ebenso Drexler/Weger, StVG5 

§ 156 b Rz 1 (Stand 1. 1. 2022, rdb.at); zur praktisch geringen Bedeutung der 
Untersuchungshaft in Form des eüH Kirchbacher/Rami in Fuchs/Ratz, WK 
StPO § 173 a Rz 3 (Stand 1. 1. 2025, rdb.at). 

20 Vgl Drexler/Weger, StVG5 § 156 b Rz 3 mit Verweis auf die stRsp des OLG Wien. 
21 Siehe bspw bei Drexler/Weger, StVG5 § 156 b Rz 1; BMJ, Elektronisch über-

wachter Hausarrest, justiz.gv.at/strafvollzug/elektronisch-ueberwachter- 
hausarrest (abgefragt 10. 10. 2025). 

22 Verordnung der Bundesministerin für Justiz über den Vollzug von Strafen 
und der Untersuchungshaft durch elektronisch überwachten Hausarrest 
(HausarrestV), BGBl II 2010/279. 

23 Siehe auch zur praktischen Abwicklung BMJ, Elektronisch überwachter 
Hausarrest, justiz.gv.at/strafvollzug/elektronisch-ueberwachter-hausarrest 
(abgefragt 10. 10. 2025). 

24 Während die Nettohafttagskosten (Aufwendungen abzgl Erträge aus dem 
Ergebnishaushalt geteilt durch die Hafttage) in einer Justizanstalt rund 
€ 173,88 im Jahr 2023 ausmachten, beträgt der Nettoaufwand (ohne Per-
sonalkosten der Überwachungszentrale) für einen Hafttag im eüH rund 
€ 12,00, s BMJ, Sicherheitsbericht 2023 – Bericht über die Tätigkeit der 
Strafjustiz (2024) 238; AB der Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – NEU / Si-
chere Wege aus der Kriminalität“ 41. 

25 Vgl BMJ, Sicherheitsbericht 2023 161 f. 
26 Siehe zu diesem Erfordernis die stRsp des OLG Wien, bspw OLG Wien 

31. 5. 2021, 32 Bs 106/21 d; ebenso Drexler/Weger, StVG5 § 156 c Rz 4 (Stand 
1. 1. 2022, rdb.at). 

27 Siehe näher zum „Antrittsstichtag“ sowie zur frühestmöglichen Antragstel-
lung Drexler/Weger, StVG5 § 156 c Rz 5. 

28 Vgl AB der Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – NEU / Sichere Wege aus der 
Kriminalität“ 44, wonach mit einer derartigen Entwicklung in der Spruch-
praxis gerechnet werden muss. 
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Kriminalität“ mehrere flankierende Maßnahmen zur Attraktivi-
tätssteigerung dieser Vollzugsform angeregt, weil die bisher rest-
riktive Handhabung der Ausgangsregelungen – vor allem im 
Vergleich zum gelockerten Vollzug nach § 126 StVG – den Reiz 
einer Beantragung des eüH minderte.29 

Der Gesetzgeber hat diese Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
teilweise aufgegriffen. Durch den in § 156 b Abs 4 StVG einge-
führten Verweis auf § 43 StVG kommt Strafgefangenen im eüH 
nunmehr ein subjektives Recht auf eine Stunde tägliche Bewe-
gung im Freien zu, und zwar unabhängig davon, ob sie ihre Ar-
beit im Freien verrichten. Diese Zeit kann etwa für sportliche 
Aktivitäten oder aber auch für Freizeitaktivitäten im Rahmen 
der Kinderbetreuung genutzt werden.30 Darüber hinaus ist es 
möglich, den Aufenthalt im Freien an Samstagen, Sonn- und 
Feiertagen auf bis zu drei Stunden zu verlängern, sofern zu er-
warten ist, dass der Strafgefangene dies nicht missbrauchen wird. 
Auf diese Verlängerung hat er allerdings kein subjektives Recht. 
Eine über die in § 156 b Abs 4 letzter Satz StVG hinausgehende 
Gewährung von Zeiten für den Aufenthalt im Freien ist nicht 
zulässig.31 

D. Fallbeispiel 

1. Sachverhalt 
V wird wegen schweren Betrugs in Millionenhöhe nach §§ 146, 
147 Abs 3 StGB rechtskräftig zu fünf Jahren unbedingter Frei-
heitsstrafe verurteilt und tritt am 10. 7. 2025 ihre Strafe in der 
Justizanstalt an. Am 10. 2. 2026 stellt sie einen Antrag auf Bewil-
ligung des elektronisch überwachten Hausarrests. V hat eine Ei-
gentumswohnung in Wien und eine Zusage für eine Vollzeitbe-
schäftigung bei einer nicht weit von ihrer Wohnung entfernten 
Schneiderei. Unterstützt wird das Vorhaben von ihrem in der 
gemeinsamen Wohnung lebenden Ehemann, der sich auf eine 
baldige Rückkehr von V freut. Die über den Antrag entscheiden-
de Leiterin der zuständigen Justizanstalt hat zwar aus generalprä-
ventiven Gründen Bedenken hinsichtlich einer zukünftigen be-
dingten Entlassung. Spezialpräventive Gründe stünden allerdings 
aufgrund der sehr positiven Persönlichkeitsentwicklung und des 
besonderen Wohlverhaltens der Strafgefangenen keinesfalls ent-
gegen. 

Kann der Antrag auf Bewilligung des eüH von V erfolgreich 
sein? 

2. Lösung 
Der Vollzug einer zeitlichen Freiheitsstrafe in Form des eüH ist 
zu bewilligen, wenn die Voraussetzungen des § 156 c Abs 1 StVG 
vorliegen. 

V wurde zu fünf Jahren unbedingter Freiheitsstrafe verur-
teilt und hat somit ihre Haftstrafe grundsätzlich bis zum 
10. 7. 2030 in der Justizanstalt zu verbüßen. Ein Vollzug im 
eüH ist allerdings auch dann möglich, wenn die noch zu ver-
büßende Strafzeit nach sinngemäßer Anwendung des § 145 
Abs 2 StVG 24 Monate voraussichtlich nicht übersteigen wird. 
Besteht somit eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass V nach der 
Hälfte der Strafzeit gem § 46 Abs 1 StGB bedingt entlassen 
wird, ist der Zeitpunkt der voraussichtlichen bedingten Entlas-
sung für die Berechnung der noch zu verbüßenden Strafzeit 
maßgebend. Bis zur sog „Hälfte-Entlassung“ nach zweieinhalb 
Jahren, sohin am 10. 1. 2028, hat V vom Tag der Antragstel-
lung am 10. 2. 2026 gerechnet noch 23 Monate Strafzeit zu ver-
büßen. Die zeitliche Grenze des § 156 c Abs 1 Z 1 StVG wird 
somit nicht überschritten. 

Auch die Bedenken der Anstaltsleiterin hinsichtlich der be-
dingten Entlassung wegen generalpräventiver Aspekte stehen 
dem Antrag auf Bewilligung des eüH nach neuer Rechtslage 
nicht mehr entgegen. Aufgrund des Außerkrafttretens von § 46 
Abs 2 StGB mit 31. 12. 2025 darf eine bedingte Entlassung auch 
ab der Hälfte der verbüßten Strafzeit nur noch aus spezialpräven-
tiven, aber nicht mehr aus generalpräventiven Gründen verwei-
gert werden. Laut Sachverhalt sprechen keine spezialpräventiven 
Gründe gegen eine spätere bedingte Entlassung. 

Darüber hinaus erfüllt V auch die sonstigen Voraussetzungen 
des § 156 Abs 1 Z 2 bis 4 StVG. Sie verfügt über eine geeignete 
Unterkunft im Inland und kann während des eüH einer geeigne-
ten Beschäftigung in einer Schneiderei nachgehen, durch die sie 
auch ein Einkommen zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts er-
zielen und kranken- sowie unfallversichert sein wird. Außerdem 
ist der im gemeinsamen Haushalt lebende Ehemann damit ein-
verstanden, dass V in die Wohnung zurückkehrt und ihre Strafe 
im eüH verbüßt. Sonstige Faktoren, wonach der Vollzug im eüH 
durch V missbraucht werden könnte, sind dem Sachverhalt nicht 
zu entnehmen. 

Der Antrag auf Bewilligung des eüH kann daher erfolgreich 
sein. 

Praxistipp 

Checkliste für die Beantragung eines elektronisch 
überwachten Hausarrests: 
▶ Antrag auf Bewilligung des elektronisch über-

wachten Hausarrests (Formular zum Download) 
▶ Einverständniserklärung betreffend die Bedingun-

gen der Lebensführung einer im elektronisch 
überwachten Hausarrest stehenden Person (For-
mular zum Download) 

▶ Einwilligungserklärung einer Person, mit der eine 
andere Person im gemeinsamen Haushalt Strafhaft 
im elektronisch überwachten Hausarrest verbüßen 
möchte (Formular zum Download) 

▶ Ermächtigung zum Einzug von Forderungen durch 
Lastschriften (Formular zum Download) 

▶ Kopie von Urteilen und Strafantrittsaufforderun-
gen (nach Möglichkeit) 

▶ Kopie des Reisepasses oder Personalausweises 
▶ Kopie des Führerscheins 
▶ Kopie der E-Card 
▶ Meldezettel 
▶ Skizze bzw Flächenplan des Hauses oder der Woh-

nung 
▶ Grundbuchsauszug, Kaufvertrag oder Mietvertrag 

über das Wohnobjekt 
▶ Beschäftigungsnachweis (zB Arbeitsvertrag, Ein-

stellungszusage, Geburtsurkunden von betreuten 
Kindern, sonstige Bestätigungen über Erwerbstä-
tigkeiten) 

29 Siehe AB der Arbeitsgruppe „Strafvollzugspaket – NEU / Sichere Wege aus 
der Kriminalität“ 45 ff. 

30 ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 27 f. 
31 So ausdrücklich ErläutRV 69 BlgNR 28. GP 28. 
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▶ Einkommensnachweis (zB Lohnzettel, Kontoaus-
züge, sonstige Bestätigungen über Leistungsbe-
züge) 

▶ Aktueller Versicherungsdatenauszug 
▶ Optional: Vermögensbekenntnis zur gänzlichen 

oder teilweisen Befreiung vom Kostenersatz für 
elektronisch überwachten Hausarrest inkl aller 
Belege (nur auszufüllen, wenn durch Ersatz der 
Kosten für den eüH der Unterhalt gefährdet 
würde.) 

Weitere nützliche Informationen zur Antragstellung: 
▶ Bei Anträgen auf Bewilligung des eüH anstelle der 

Untersuchungshaft entfallen der Einkommens-
nachweis, der Versicherungsnachweis und der 
Kostenersatz. 

▶ Die Formulare sind zum Download abrufbar unter 
https://www.justiz.gv.at/strafvollzug/elektronisch- 

ueberwachter-hausarrest.2c94848544a-
c82a60144c0789c900912.de.html (Stand 
10. 10. 2025). 

▶ Der Antrag und die Erklärungen sind von den be-
treffenden Personen eigenhändig zu unterschrei-
ben. 

▶ Anträge auf Bewilligung des eüH anstelle der 
Strafhaft sind bei jener Justizanstalt einzubringen, 
in der eine Strafe angetreten werden soll (laut 
Strafantrittsaufforderung) oder in der sie derzeit 
verbüßt wird. Es besteht keine Anwaltspflicht. 

▶ Anträge auf Bewilligung des eüH anstelle der Un-
tersuchungshaft sind bei jenem Landesgericht 
einzubringen, das die Untersuchungshaft verhängt 
hat. 
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